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Vertrag zwischen den Alliierten und Assoziierten Hauptmaechten und 
Polen, Versailles, 28,.Juni 1919 


Auszug 


Artikel 1 


Polen verpflichtet sich, die in den Artikeln 2 bis 8 dieses 
Kapitels enthaltenen Bestimmungen als Grundgesetze anzuerkennen 
mit der Wirkung, dass kein Gesetz, keine Verordnung und keine 
amtliche Handlung im Gegensatz oder Widerspruch zu ihnen stehen 
und dass kein Gesetz, keine Verordnung und keine amtliche Hand= 


lung gegen sie Geltung beanspruchen darf, 
Artikel 2 


Die Polnische Regierung verpflichtet sich, allen Einwohnern ohne 
Unterschied der Geburt, Nationalitaet, Sprache, Rasse oder Reli= 
gion vollen und ganzen Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit 

zu gmachren, , 

Alle Sinwohner Polens sollen das Recht auf freie, oeffentliche 
und private Ausuebung jedes Bekanntnisses, jeder Religion oder 
jedes Glaubens haben, deren Betaetigung nicht mit der oeffent= 


lichen Ordnung und den guten Sitten unvereinbar ist, 


Artikel 7 
Alle polnischen Steatsangehoerigen sind vor dem Gesetz gleich und 
geniessen die gleichen buergerlichen und politischen Rechte, ohne 
Unterschied der Rasse, Sprache ader Religion. 
Der Unterschied der Religion, des Glaubens oder des Bekenntnisses 
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darf keinem polnischen Staatsangehoerigen im Genusse der buer= 
gerlichen oder politischen Rechte scheden, insbesondere bei der 
Zulassung zu oeffentlichen Aemtern, faetigkeiten und Ehrenstel= 
lungen oder bei der Ausuebung der verschiedenen Berufe und Ge= 
werbe» 

Es darf keine Bestimmung erlassen werden, die die polnischen 
Staatsangehorigen im freien Gebrauch irgendeiner Sprache irgend= 
wie beschraenkt weder in ihren privaten oder wirtschaftlichen 
Beziehungen noch auf dem Gebiete der Religion, der Presse oder 
bei Veroeffentlichungen jeder Art, noch in oeffentlichen Ver= 
sammlungene 

Unbeschadet der Festsatzung einer Staats= und Amtssprache durch 
die Polnische Regierung muessen den fremäsprachlichen polnischen 
Staatsangehoerigen angemessene Erleichterungen fuer den muend= 
lichen oder schriftlichen Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten 


gewaehrt werden, 


Artikel 8 


Die polnischen Staatsangehoerigen, die einer voelkischen, reli= 


gioesen oder sprachlichen Minderheit angehoeren, sollen die 
gleiche Behandlung und die gleichen rechtlichen und tatsaechlichen 
Sicherheiten geniessen wie die anderen polnischen Staatsangehoeri= 
gen. Sie sollen insbesondere das gleiche Recht haben, auf ihre 
Kosten Wohlfanrts= religioese oder soziale Binrichtungen, Schulen 
und andere Erziehungsanstalten zu errichten, Zu leiten und zu be= 
aufsichtigen und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und ihre 


Religion frei auszuueben, 


Artikel 9 
Auf dem Gebiete des oeffentlichen Unterrichtswesen soll die Pol= 
nische Regierung in den Staedten und Bezirken, in denen in be= 
traechtlichem Verhaeltnis fremdsprachige polnische Staatsange= 
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hoerige wohnen, angemessene Erleichterungen schaffen, um 
sicherzustellen, dass in den Elementarschulen den Kindern 
dieser polnischen Staatsangehoerigen der Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache erteilt wird, Diese Bestimmung soll nicht aus= 
schliessen, dass die Polnische Regierung in diesen Schulen 

die polnische “Sprache zum Pflichtfach macht, 


Artikel 12 


Polen ist damit einverstanden, dass, insoweit die Bestimmungen 
der vorstehenden Artikel Personen einer voelkischen, religioesen 
oder sprachlichen Minderheit betreffen, diese Bestimmungen Ver= 
pflichtungen von internationalem Interesse begruenden und unter 
die Garantie des Voelkerbundes gestellt werden, Sie koennen nur 
mit Zustimmung der liehrheit des Voelkerbundsrates geaendert 
werden. Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britische Reich, 
Frankreich, Italien und Japan verpflichten sich, keiner Abaende= 
rung der bezeichneten Artikel ihre Zustimmung zu versagen, wenn 
sie von der Mehrheit des Voelkerbundsrates formgerecht angenom= 
men worden ist, i 

Polen ist ferner damit einverstanden, dass im Falle einer Mei= 
nungsverschiedenheit zwischen der Polnischen Regierung und einer 
jeden Alliierten und Assoziierten Hauptuacht oder jeden Nacht, 
die Mitglied des Voelkerbundsrates ist, ucber die rechtlichen 
und tatsaechlichen Fragen, die diese Artikel betreffen, diese 
Meinungeverschiedenheit als Streit anzusehen ist, der im Sinne 
des Artikels 14 der Voelkerbundssatzung internationalen Charakter 
traest. Die Polnische Regierung ist danit einverstanden, dass 
jeder Streit dieser Art auf Verlangen des anderen Teils vor den 
Staendicen Internationalen Gerichtshof gebracht wird. Diese Ent= 


scheidung des Staendigen Internationalen Gerichtshofes soll 
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Entscheidung. 


Die Richtigkeit der Abschrift bestactigty 
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